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Panikmache im Streit um die Prämien
Die Linke und die Mitte operieren in der Debatte um Gesundheitskosten und Prämienverbilligung mit falschen Zahlen

FABIAN SCHÄFER, BERN

Jacqueline Badran, die politische Urge-
walt aus Zürich, hat eine neue Bühne.
In der «Sonntags-Zeitung» darf die SP-
Nationalrätin unter dem Titel «Badrans
#Korrigendum» Kolumnen schrei-
ben. Ausgerechnet eine Politikerin soll
mediale Falschaussagen und Fehlleis-
tungen richtigstellen. Badran freut’s.
Unter dem Deckmantel der Objektivi-
tät teilt sie kräftig aus, so meinungsstark
und parteiisch, wie es zu erwarten war.
Ihre erste eigene Falschaussage liess
nicht lange auf sich warten. In der fünf-
ten Kolumne findet sich folgender Satz:
«Unterdessen liegt die Krankenkassen-
prämienbelastung, als zweitgrösster Pos-
ten im Haushaltsbudget, bei 14 Prozent
der Haushaltseinkommen.»

Die Zahl ist eindeutig falsch. Sie ist
viel zu hoch. Korrektorin Badran ist
nicht die Erste im rot-grünen Lager, die
das 14-Prozent-Horrormärchen kolpor-
tiert. In den nächstenWochen dürfte es
noch oft zu hören sein.Die Debatte über
die steigenden Gesundheitskosten er-
reicht einen neuen Höhepunkt. Ausge-
rechnet jetzt, wo die Teuerung anzieht,
müssen die Krankenkassen ihre Prä-
mien so stark erhöhen wie lange nicht
mehr. Gleichzeitig verhandelt das Par-
lament über einen milliardenschweren
Ausbau der Prämienverbilligungen, mit
denen der Staat Haushalte in beschei-
denen finanziellenVerhältnissen entlas-
tet. Die Vorlage ist diese Woche Thema
in der Sozialkommission des Ständerats.
Der Nationalrat hat im Juni eine emo-
tionale Debatte darüber geführt. Auch
damals argumentierte die Linke eifrig
mit den ominösen 14 Prozent.

Am Anfang war ein Fehler

DieRealität ist aber nur halb so schlimm.
In einem Durchschnittshaushalt fressen
die Prämien für die Grundversicherung
nicht 14 Prozent des Bruttoeinkommens
weg, sondern «nur» 7 Prozent. Dies zei-
gen die Erhebungen des Bundesamts für
Statistik (BfS) zu den Haushaltsbudgets.
Wenn man vom Bruttoeinkommen an-
dere Zwangsabgaben wie die Steuern
abzieht, bleibt das verfügbare Einkom-
men übrig. Gemessen daran, fallen die
Prämien im Durchschnitt mit gut 9 Pro-
zent ins Gewicht. Damit liegt die Last
immer noch klar unter den kolportier-
ten 14 Prozent.

Woher also kommt diese Zahl?
In die Welt gesetzt wurde die folgen-
schwere Falschinformation vom Bund.
Das BAG informierte Ende 2018 über
eine neue Analyse zurWirksamkeit der
Prämienverbilligung – allerdings reich-
lich ungenau, wie sich bald zeigte. Das
Amt musste sein Communiqué korri-

gieren.Die genannte Prozentzahl bezog
sich nicht auf die gesamte Bevölkerung,
sondern nur auf einen kleinen Teil: Die
Analyse umfasste sieben Modellhaus-
halte in finanziell bescheidenen Ver-
hältnissen. Für sie ist die Belastung re-
lativ gross, weil die Prämien bei tiefen
Einkommen oder vielen Kindern trotz
staatlicher Unterstützung stärker ins
Gewicht fallen.

Doch – und dies ist die zweite gute
Nachricht – nicht einmal für diese
finanzschwachen Beispielhaushalte sind
die Prämien eine derart massive Last,
wie dies die Linke glauben machen will.
Bei korrekter Betrachtung schrumpft
ihre Belastung laut der neusten Ana-
lyse des BAG von den angeblichen 14
auf 9 Prozent des verfügbaren Einkom-
mens zusammen.

Neue Vorzeichen

Dahinter steckt eine weitere Kompli-
kation, welche die gesamte Debatte er-
schwert. Es gibt zwei Arten, die Prä-
mienhöhe für solche Analysen festzu-
legen. Lange arbeitete der Bund mit
der «Standardprämie». Das ist die Prä-
mie für das teuerste Modell der Grund-
versicherung: uneingeschränkte Wahl-
freiheit, Franchise 300 Franken, Un-
falldeckung. Diese Variante wählen nur
noch 15 Prozent aller Versicherten. Die
wachsende Mehrheit bevorzugt höhere

Franchisen undVarianten wie das Haus-
arztmodell. Deshalb arbeitet der Bund
seit einigen Jahren mit dem Durch-
schnitt der effektiv bezahlten Prämien:
der «mittleren Prämie». Sie ist deutlich
tiefer als die Standardprämie – und sehr
viel aussagekräftiger.

Das hindert Wortführer der SP und
der Grünen nicht daran, weiterhin mit
der alten Standardprämie zu operieren,
um die Belastung maximal schlimm dar-
zustellen. Sehr redlich ist das nicht. Ge-
rade ärmere Haushalte wählen häufi-
ger günstige Prämienmodelle. Laut der
BAG-Analyse liegt die Belastung für die
meisten Bezüger von Prämienverbilli-
gungen deutlich näher bei der mittleren
Prämie als bei der Standardprämie.Eine
Ausnahme bilden ältere Bezüger, doch
auch sie bezahlen etwas weniger als die
Standardprämie.

Das Konzept der mittleren Prämie
könnte dieVorzeichen in dieser Debatte
gründlich verändern. Die SP selber hat
die Messlatte mit einer Volksinitiative,
die zurzeit im Parlament verhandelt
wird, klar definiert: Die Prämien dür-
fen nicht mehr als 10 Prozent des ver-
fügbaren Einkommens ausmachen.
Diese Vorgabe stammt aus einer Zeit,
als die Analysen noch auf der überhöh-
ten Standardprämie basierten. Heute
weiss man mehr. Die mittleren Prämien
offenbaren, dass das 10-Prozent-Ziel
selbst für einkommensschwache Haus-

halte bereits heute vielenorts eingehal-
ten wird. Im Durchschnitt über die sie-
ben definierten Modellhaushalte wird
die Obergrenze nur in sieben Kantonen
überschritten.

Auch die Mitte übertreibt

Die Linke ist mit ihrer Prämienpole-
mik nicht allein. Auch die Mitte-Par-
tei mischt vorne mit. Ihre Initiative für
eine «Kostenbremse» im Gesundheits-
wesen ist ebenfalls im Parlament hän-
gig. Um dem Projekt Schub zu geben,
setzt die Mitte Sätze wie diesen in Um-
lauf: «Seit Jahren steigen die Kranken-
kassenprämien jährlich um rund 5 Pro-
zent und reissen ein immer grösseres
Loch in unser Budget.»

Auch das ist falsch. Gerade in den
letzten Jahren sind die Prämien kaum
gestiegen. Und wenn man die gesamte
Zeit seit der Einführung des Kranken-
versicherungsgesetzes 1996 betrachtet,
beträgt die durchschnittliche Erhöhung
der mittleren Prämie 3,7 Prozent.Dabei
ist der massive Aufschlag 2023 bereits
eingerechnet.

Wie kommt die Mitte auf 5 Prozent?
Sie kann am ehesten auf das BAG ver-
weisen, das in seiner Kommunikation
lange mit einem alljährlichen Prämien-
anstieg von 4,5 Prozent hantierte.Aller-
dings bezog sich das Amt damals noch
auf das Standardmodell, bei dem die Er-

höhungen grösser ausfielen. Und sogar
dieserWert ist nach den moderaten Prä-
mienrunden der letzten Jahre gesunken.
Zurzeit liegt er bei 4,1 Prozent.Um den-
noch auf 5 Prozent zu kommen,muss die
Mitte reichlich aggressiv aufrunden.

Unausgesprochene Annahmen

Die Partei kalkuliert auch sonst gross-
zügig. Ihr Nationalrat Simon Stadler
führte diesesArgument ins Feld: «Heute
bezahlt zum Beispiel eine vierköpfige
Familie rund 15 000 Franken Prämien
pro Jahr.» Das ist wenn nicht falsch, so
doch zumindest irreführend. Aus zwei
Gründen: Erstens werden Familien in
besonderem Mass mit Verbilligungen
unterstützt. Das Parlament hat die Vor-
gaben verschärft: Seit 2021 müssen die
Kantone die Prämien von Kindern zu
mindestens 80 Prozent subventionieren,
wenn die Einkommen der Eltern im
unteren oder im mittleren Bereich lie-
gen. All diese Haushalte müssen somit
nicht die vollen Prämien bezahlen.

Zweitens: Nicht einmal gutsituierte
Familien, die keine Prämienverbilligung
erhalten, müssen so viel bezahlen, wie
dieMitte behauptet.Gemäss den mittle-
ren Prämien 2023 wären es nicht 15 000,
sondern rund 12 000 Franken. Doch
auch dies ist wohl zu hoch gegriffen.
Unter anderem profitieren Eltern von
Kindern eher von tieferen Prämien,weil
sie aufgrund ihres Alters höhere Fran-
chisen wählen dürften. Tatsächlich be-
zahlen Paare mit zwei Kindern laut den
letzten Erhebungen des BfS im Durch-
schnitt «nur» 9250 Franken im Jahr für
die Grundversicherung.

Woher nimmt also die Mitte-Partei
ihre15 000-Franken-Rechnung?Sie trifft
in ihrer KalkulationAnnahmen, die das
Bild stark verändern: Ihre «vierköpfige
Familie» umfasst nicht zwei Kinder, son-
dern zwei junge Erwachsene zwischen
19 und 25 Jahren. Diese bezahlen deut-
lich höhere Prämien als Kinder. Diese
Konstellation ist eine Rarität. Gemäss
Statistiken des Bundes liegt der Anteil
von Haushalten mit vier Erwachsenen
im einstelligen Prozentbereich. Hinzu
kommt, dass die Kantone bei Haus-
halten mit tiefen bis mittleren Löhnen
auch die Prämien von jungen Erwachse-
nen gezielt verbilligen müssen.Die Sub-
ventionmuss mindestens 50 Prozent der
Prämie abdecken. In der Rechnung der
Mitte ist dies nicht berücksichtigt.

Die Moral von der Geschicht: Die
Prämienlast wiegt schwer, aber nicht
so schrecklich schwer, wie Mitte-links
glauben machen möchte. Bei politi-
schen Argumenten ist manchmal ge-
rade dann Skepsis angesagt, wenn sie
mit der Scheinpräzision von Prozenten
und Franken daherkommen.

«Nicht ausgebildete Lehrkräfte einzustellen, ist Pflästerlipolitik»
Nationalrat Simon Stadler (Die Mitte) fordert erleichterten Zugang für Berufsmaturanden zu pädagogischen Hochschulen

Herr Stadler, 2020 haben Sie bereits eine
Motion eingereicht, um Berufsmaturan-
den den Zugang zur PH zu erleich-
tern. Ohne Vorbereitungskurs und Auf-
nahmeprüfung.VergangeneWoche kam
aus der Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur des Nationalrates
eine Motion mit demselben Inhalt. Ist
der Lehrermangel derart akut?
Der Lehrermangel ist so akut wie nie
zuvor. Diesen Sommer haben schweiz-
weit zwischen 600 und 800 Lehrperso-
nen gefehlt. In Zürich und im Aargau
hat man unausgebildete Leute in die
Schulzimmer geschickt. Es geht hier um
die Zukunft der Kinder, dieAnrecht auf
ausgebildete Lehrer haben. Man muss
schauen, dass das Niveau in der Volks-
schule gehalten werden kann.

Wie wollen Sie das ändern?
Das Handlungsfeld der nationalen Poli-
tik ist beschränkt. Die Volksschulen lie-
gen in der Verantwortung der Kantone,
die Ausbildung bei den pädagogischen

Hochschulen. In unserem Vorstoss geht
es um die Schnittstelle dazwischen.

Das heisst?
Der Zugang von Absolventinnen und
Absolventen der Berufsmatura an die
pädagogischen Hochschulen ist im
Hochschulförderungs- und Koordina-
tionsgesetz geregelt. Deshalb kann die
nationale Politik hier Hand bieten und
die pädagogischen Hochschulen attrak-
tiver machen. Der Abbau der Hürden
für Berufsmaturanden an die pädago-
gischen Hochschulen kann einen Teil
zur Bekämpfung des Lehrermangels
beitragen.

Der Lehrermangel ist seit langem akut.
Warum wurde nicht gehandelt?
Es wurden bereits jetzt gewisse Schritte
eingeleitet. Beispielsweise mit der An-
stellung von unausgebildeten Leuten.
Das ist aber Symptombekämpfung.
Viele Lehrerpersonen arbeiten Teilzeit.
Zudem wechseln Personen in die Pri-

vatwirtschaft. Die Politik hat sich des-
sen angenommen. Aber jetzt sind wir
an einem Punkt, wo es unbequem wird.
Pensionierte Lehrkräfte zu aktivieren
und unausgebildete Personen einzustel-
len, reicht nicht mehr aus. Das ist Pfläs-
terlipolitik.

Wo genau liegt das Problem?
Personen mit einer Berufsmatura kön-
nen heute an eine Fachhochschule oder
nach der Passerelle auch an die Univer-
sität.Wollen diese Personen an die päd-
agogische Hochschule, stellen sich ihnen
gewisse Hürden. Die Berufsmatura ist
im derzeitigen Aufnahmeverfahren
quasi bedeutungslos. Das ist eine Ge-
ringschätzung. Auf dem zweiten Bil-
dungsweg, also mit Lehre und anschlies-
senderVollzeit-Berufsmatura, demVor-
kurs und derAufnahmeprüfung, braucht
man lange, bis man erst einmal an der
pädagogischen Hochschule ist. Dann
folgen drei Jahre Studium. Das ist eine
unnötige Hürde.

Sie sind Vollblutlehrer und sind wäh-
rend der Corona-Pandemie als Aus-
hilfe eingesprungen. Wenn man so viel
Leidenschaft für einen Beruf hat, lässt
man sich dann wirklich von diesen Auf-
nahmekriterien abschrecken?
Sicher gehört Leidenschaft dazu. Aller-
dings bedeutet die gegenwärtige Situa-
tion, dass Berufsmaturanden drei statt
vier Jahre für ihreAusbildung brauchen.
Das bedeutet auch: ein Jahr weniger in
die Pensionskasse einzahlen. Ich persön-
lich war 28 Jahre alt, als ich abgeschlos-
sen habe. Das ist ein Alter, in dem man
sich überlegt, eine Familie zu gründen.
Diese Überlegungen können poten-
zielle Lehrer davon abhalten, den Beruf
zu wählen. Der Kanton Bern zeigt, dass
es anders geht.

Wie genau?
Ab Herbst 2023 wendet er ein neues
Modell an. Berufsmaturanden können
wie bisher einen Vorkurs und eine Auf-
nahmeprüfung absolvieren. Nach dem

Studium haben sie einen Bachelor. Sie
können allerdings auch ohne Vorkurs
und Prüfung studieren und erhalten
dann ein kantonales Diplom.

Das heisst, sie können nur im Kanton
Bern unterrichten.
Das Modell ist dennoch interessant. Sie
können ohne Vorkurse an die PH und
während des Studiums Kurse belegen,
um allfällige Lücken in einzelnen Fä-
chern aufzuholen.

An der PH-Bern sind schon heute die
Mehrheit der StudentenAbsolventen der
Berufsmatura. Kann Ihr Vorstoss den
Lehrermangel beheben?
UnsereMotion ist keinAllheilmittel. Sie
ist ein Puzzlestück. Die Schulen müssen
das vorhandene Personal motivieren,
ihre Pensen zu erhöhen. Im Dezember
kommt die Motion in den Nationalrat.
Ich bin optimistisch, da wir in der Kom-
mission eineMehrheit hinter uns haben.

Interview: Matthias Venez

Das Gesundheitswesen ist teuer, aber nicht so teuer, wie einige behaupten: Notaufnahme im Unispital Zürich. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ
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Viola Amherds Rückzug auf Zehenspitzen
Die Sportministerin relativiert zusehends ihre Forderung nach einer starren Frauenquote in Sportverbänden

DAVID BINER, BERN

Viola Amherd reist nicht an die Fuss-
ball-WM in Katar. Die Sportministe-
rin werde der Nati von zu Hause aus
die Daumen drücken, sagt Amherds
Departementssprecher dem «Tages-An-
zeiger». Wieso, sagt er nicht. Covid ist es
nicht, das Virus hat sie soeben erst er-
wischt. Flugangst oder ökologische Be-
denken dürften es auch nicht sein. Be-
vor die Walliserin Bundesrätin wurde,
flog sie nach eigenen Angaben «x-mal»
nach New York, in ihre Lieblingsstadt.

Vielleicht ist es ein stiller Protest gegen
die Menschenrechtslage im Emirat, viel-
leicht ein Zeichen gegen das Patriarchat.

Den Männern im Schweizer Ver-
bandswesen hat Amherd derweil öffent-
lich den Kampf angesagt. Bereits im
März 2021 machte die VBS-Chefin in
einer Antwort auf einen Vorstoss der
Grünen-Fraktionschefin Aline Trede
klar: Künftig reiche es nicht mehr aus,
dass die Sportverbände die Gleichstel-
lung der Geschlechter lediglich «för-
dern». Bis Ende 2024 soll sich der
Frauenanteil in den Verbandsgremien

auf mindestens 40 Prozent erhöhen.Wer
nicht spurt, bekommt vom Bund keine
Beiträge mehr. Amherd will die Sport-
verbände an die kurzen Gender-Zügel
nehmen, wie die bundesnahen Betriebe
SBB oder die Post.

Verheerende Vernehmlassung

Amherd liess seither immer wieder ein-
mal durchblicken, dass sie es ernst meint
mit der Quote, und auch, was sie von den
(meist männlichen) Bedenkenträgern
in den Verbänden hält: nicht viel. «Die

Deadline liegt ihnen auf dem Magen»,
sagte sie im Sommer im «Sonntags-
Blick», «ich rede ihnen dann gut zu und
sage ihnen, dass ich es ihnen zutraue,
diese Aufgabe zu lösen.» In einem ande-
ren Interview mit dem «Tages-Anzeiger»
sagte sie in diesem Frühjahr, dass es die
Quote brauche, «als Initialzündung».
Nur so kämen Frauen – wie in der Wirt-
schaft und der Politik – überhaupt erst in
die erlauchten Funktionärskreise.

In Amherds Welt müssen die Frauen
die Männer mit eben deren Mitteln ver-
drängen – mit Netzwerken,mit Seilschaf-
ten,mit einer behutsamen Form von Co-
pinage, ohne Ellbogen, dafür mit Hirn.
Sie sei sich bewusst, dass eine Frauen-
quote von mindestens 40 Prozent bis
Ende 2024 eine sportliche Herausforde-
rung für die Verbände darstelle. Beirren
liess sich die Bundesrätin nicht: «Wenn
sie es wollen, können sie das erreichen.»

Der Satz könnte auch vom Nati-
Coach Murat Yakin stammen und die
Antwort auf die Frage sein, ob der WM-
Titel für die Schweizer Fussballer rea-
listisch sei. Für die nationalen Sportver-
bände hingegen ist klar: Die meisten
von ihnen können Amherds Quotenfor-
derung gar nicht erfüllen – ob sie wol-
len oder nicht. Die Vernehmlassung zur
neuen Sportförderungsverordnung, die
im Sommer endete, fiel dermassen deut-
lich aus, im Sport würde man wohl von
einer peinlichen Kanterniederlage für
die Mitte-Bundesrätin sprechen.

Die Verbände begrüssten zwar gross-
mehrheitlich die Stossrichtung,halten die
Pflichtvorgabe aber für «unrealistisch»,
für «zu starr» oder gar für «kontrapro-
duktiv». Darunter auch Verbände, die
nicht imVerdacht stehen,finanziell lukra-
tive Pöstchen an ihre Kumpels zu verge-
ben. Swiss Badminton wehrt sich gegen
die Quote,der Schweizerische Schwimm-
verband Swiss Aquatics, Rollstuhlsport
Schweiz oder auch Jubla Schweiz, der
Verband von Jungwacht und Blauring.
Amherd wollte den Männern Beine ma-
chen und hat dabei die vielen treuen See-

len, die «Mädchen für alles» im hiesigen
Breitensport, verunsichert.

Zeit also, zurückzurudern. Auf den
Zehenspitzen hat die leidenschaftliche
Freizeitsportlerin zum Rückzug ange-
setzt. In der Herbstsession liess sie auf
die besorgte Anfrage der SVP-National-
rätin Stefanie Heimgartner ausrichten,
dass die Erhöhung des Frauenanteils
«mit einem gesellschaftlichen Wandel»
einhergehe und deshalb Zeit beanspru-
che. Man werde «sachgerechte Vor-
gaben» machen, die von den Sportver-
bänden dann «mit Augenmass» umge-
setzt werden könnten. Bei einem Anlass
ihrer Heimatsektion, der Mitte Ober-
wallis, beschwichtigte sie jüngst, dass die
Geschlechterquote nur für die nationa-
len Verbände, aber sicher nicht für die
Dorfvereine gelten werde.

Den Ball flachhalten

Auch beim Bundesamt für Sport
(Baspo) will man nach den anfänglichen
Steilpässen der Chefin den Ball nun wie-
der flachhalten. Man verweist auf die
Verhältnismässigkeit, mit der man die
neue Verordnung umsetzen will. Ganz
allgemein hält man fest, dass die Regeln
je nach Grösse und Struktur der Ver-
bände variieren könnten. Die Inkraft-
setzung sei für Anfang 2023 geplant. Zu-
vor werde der Bundesrat noch über all-
fällige Anpassungen entscheiden.

Auch über die Dauer der möglichen
Übergangsfristen, mit denen Amherd
ihre Ziele zwar weiterhin signalisieren
kann, aber niemandem auf den Schlips
treten muss, kann das Baspo noch keine
Auskunft geben. Ob Amherd bis dann
noch im VBS ist oder in einem anderen
Departement, wird sich zeigen. Einen
Grund zum Bleiben hätte die Sport-
ministerin jedenfalls: Amherd möchte
die Fussball-EM der Frauen 2025 in die
Schweiz holen. Sie könnte mit dem Zug
an die Spiele, ganz ohne Scheichs, da-
für bereits mit der einen oder anderen
Quotenfunktionärin.

Die meisten Sportverbände können Bundesrätin Viola Amherds Quotenforderungen nicht erfüllen. ANTHONY ANEX / KEYSTONE

Die Armee «erobert» den Gubel zurück
Wo bis vor kurzem Asylbewerber untergebracht waren, werden dereinst Soldaten an Flugabwehrraketen ausgebildet

ERICH ASCHWANDEN

Bundesrat Philipp Etter machte sich
Sorgen um die Nonnen im nahe ge-
legenen Kloster Maria Hilf. Der streng
katholische Magistrat befürchtete Mitte
der 1960er Jahre, die Kapuzinerinnen
könnten zu Opfern des Kalten Krieges
werden, wenn die Schweiz auf dem Gu-
bel in der Zuger Gemeinde Menzingen
Flugabwehrraketen des Typs «Blood-
hound» stationieren würde.

Die Bedenken konnten aus dem
Weg geräumt werden, und die Lenk-
waffen wurden 1968 unter strenger Ge-
heimhaltung auf der idyllischen Anhöhe
installiert. Dennoch wussten nicht nur
die Klosterfrauen,sondern praktisch alle
Leute aus der Umgebung, dass sich in
der Nähe eine für die Landesverteidi-
gung wichtige Anlage befand. So ein-
fach liessen sich die Raketen nicht ver-
stecken. 1999 ging dieses Kapitel des
Kalten Krieges zu Ende, und ein Teil
der «Bloodhound»-Stellungen auf dem
Gubel wurde als Museumsanlage für das
Publikum öffentlich zugänglich gemacht.

Armee ist hochwillkommen

Mehr als zwanzig Jahre später treibt das
Thema Luftverteidigung die Zuger er-
neut um. Dafür verantwortlich sind die
SVP-Kantonsräte Karl Nussbaumer und
Philip C. Brunner. Die beiden haben die
Armeebotschaft 2022 aufmerksam ge-
lesen. Darin schreibt der Bundesrat, dass
die Luftwaffe die Truppen für das neue
Boden-Luft-Abwehrsystem Patriot auch
auf dem Gubel rund 20 Kilometer süd-
lich der Stadt Zürich ausbilden will.
Weitere Ausbildungsstandorte sollen
der Waffenplatz Emmen (Luzern) so-

wie der Übungsplatz Bettwil im Kanton
Aargau sein.

Nun ist es nicht so, dass die beiden
SVP-Vertreter etwas gegen diese Pläne
der Luftwaffe hätten – ganz im Gegen-
teil. «Der Gubel in Menzingen soll für
die schweizerische Landesverteidigung
wieder eine wichtige Rolle spielen – sehr
gut so», halten sie in ihrem Vorstoss fest,
den sie am 19. Februar, also kurz vor
dem russischen Angriff auf die Ukraine,
eingereicht haben. «Ich begrüsse die
Stärkung der Schweizer Armee in die-
sem Bereich und bin froh, dass die An-
lage in Menzingen die Landesverteidi-
gung stärkt», erklärt Karl Nussbaumer
auf Anfrage der NZZ.

Die beiden Parlamentarier stossen
sich jedoch daran, dass kaum jemand
in Zug von den Plänen der Armee
weiss. Gemäss Nussbaumer, der sel-
ber in Menzingen wohnt, haben Ver-
treter des Kantons und der Standort-
gemeinde erst nach Eingabe der Inter-
pellation konkret das Gespräch mit dem
Verteidigungsdepartement gesucht. So
unbekannt können die Pläne allerdings
nicht gewesen sein, hat doch die Arma-
suisse Anfang 2020 «scharfe Tests fürs
System der bodengestützten Luftvertei-
digung» durchgeführt, wie sie öffentlich
bekanntgab.

Nachdem National- und Ständerat
im Windschatten des F-35-Kaufs auch
2 Milliarden Franken für die Beschaf-
fung des Boden-Luft-Verteidigungs-
systems gesprochen haben, steht diesen
Plänen nichts mehr im Wege. Aufgrund
der Antwort des Zuger Regierungsrates
weiss die Öffentlichkeit zudem nun ganz
offiziell, dass die Einführung des Patriot-
Systems, unter anderem auf dem Gubel,
in den Jahren 2028/29 beginnen soll.

Es ist nicht nur die Rückkehr der Lan-
desverteidigung, die die Zuger SVP un-
verhohlen jubeln lässt. «Wir Interpellan-
ten sind froh, dass die Anlage nicht mehr
für Asylsuchende genutzt wird und wie-
der dem ursprünglichen Zweck dient»,
sagt Nussbaumer. Dieses Versprechen
gibt der Zuger Regierungsrat in seiner
Stellungnahme nämlich ab. So ganz un-
erwünscht scheint die «Rückeroberung»
des Gubels durch die Armee den Ver-
antwortlichen im Kanton Zug tatsäch-
lich nicht zu sein: Der Bund sucht wie-
der verzweifelt nach Unterkünften für
Flüchtlinge und greift dabei gerne auf
Anlagen des Militärs zurück. Der Gu-
bel würde sich dafür eignen.

In den Jahren 2015 bis 2018 wurde
die Truppenunterkunft auf fast 1000
Metern über Meer nämlich bereits ein-
mal in ein Bundeszentrum für Asyl-
suchende umgewandelt. Dabei kam es
an dem abgeschiedenen Ort wieder-

holt zu Auseinandersetzungen zwischen
Asylbewerbern verschiedener Nationa-
litäten. Die deswegen notwendigen Poli-
zeieinsätze führten zu heftigen Protes-
ten in der Bevölkerung.

Meienberg würde sich wundern

In Zukunft werden auf dem Gubel also
keine Flüchtlinge mehr untergebracht,
sondern es werden moderne Patriot-
Raketen neben den alten «Bloodhounds»
stehen.Denn gemässAuskunft der Zuger
Regierung wird die museale Nutzung des
denkmalgeschützten Teils des Übungs-
platzes weiterhin möglich sein.

Im Unterschied zu den «Blood-
hound»-Lenkwaffen wird das Patriot-
System mobil sein und damit weni-
ger schnell zu entdecken für feindliche
Aufklärung. Trotzdem ist der Umgang
mit der Patriot-Stellung auch ein Lehr-
stück darüber, wie sich die Zeiten seit
dem Kalten Krieg verändert haben.
Heute weiss die Bevölkerung dank der
Armeebotschaft und zwei SVP-Parla-
mentariern ganz genau, wo sich künftig
ein Kernstück der schweizerischen Lan-
desverteidigung befinden wird. Mitte
der 1980er Jahre war die Situation noch
ganz anders. Dies musste der bekannte
Journalist Niklaus Meienberg erfahren.

Nachdem er in einer seiner bissigen
Reportagen die streng geheime Militär-
anlage öffentlich erwähnt hatte, wurde
er stundenlang von einem militärischen
Untersuchungsrichter verhört. Gewohnt
bissig stichelte der 1993 verstorbene
Meienberg: «Die Frage ist nicht: Sind
die «Bloodhound»-Stellungen längst der
Öffentlichkeit bekannt, sondern: Hat die
Armee beschlossen, dass sie nicht be-
kannt sein dürfen?»

Bund übernimmt
EU-Sanktionen
gegen Iran
ela. · Die Schweiz übernimmt die von
der EU bereits verhängten Sanktio-
nen gegen Iran. Von den Massnahmen
betroffen sind die Firma Shahed Avia-
tion sowie drei Militärangehörige. Das
schrieb das Staatssekretariat für Wirt-
schaft (Seco) am Dienstag. Aus Sicht
der EU sind die Sanktionierten in die
Herstellung und die Auslieferung von
Kampfdrohnen an Russland involviert.
Die aktualisierte Sanktionsliste trat am
Dienstag um 18 Uhr in Kraft.

Unter den Sanktionierten ist Brigade-
general Saeed Aghajani, der Befehls-
haber des Kommandos über unbemannte
Luftfahrzeuge der islamischen Revolu-
tionswächter. «Brigadegeneral Saeed
Aghajani überwacht und leitet die Pla-
nung,Ausrüstung und Ausbildung in Be-
zug auf die iranischen Drohnenoperatio-
nen,darunter die Lieferung von Drohnen
an internationale Verbündete Irans, ein-
schliesslich der Russischen Föderation.
Somit ist Brigadegeneral SaeedAghajani
für die Unterstützung von Handlungen
verantwortlich, die die territoriale Un-
versehrtheit,Souveränität und Unabhän-
gigkeit der Ukraine untergraben oder be-
drohen», heisst es in der Begründung der
EU zu den Sanktionen.

Generalmajor Mohammad Hossein
Bagheri, Stabschef der iranischen Streit-
kräfte, und Sayed Hojatollah Kurei-
shi, Abteilungsleiter des Verteidigungs-
ministeriums und verantwortlich für das
Lieferabkommen zwischen Teheran und
Moskau, stehen ebenfalls auf der Liste.
Sie dürfen nicht mehr in die EU und in
die Schweiz einreisen,und mit ihnen dür-
fen keine Geschäfte mehr gemacht wer-
den.Allenfalls in der Schweiz vorhande-
nes Vermögen kann eingefroren werden.


